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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU, den Abgeordneten Schmidt 
(Hamburg), Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller, Frehsee, Dr. Schellen- 
berg und' Genossen und der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über umsatzsteuerliche Maßnahmen 
zur außenwirtschaftlichen Absicherung (AbsichG) 

— Drucksache V/3524 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über umsatzsteuerUche Maßnahmen 
zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
(AbsichG) 

§ 1 

Vergütung für die Einfuhr 

(1) Entsteht in der Zeit vom 20. November 1968 
bis 31. März 1970 eine Einfuhrumsatzsteuerschuld, 
so wird dem Schuldner bei der Entrichtung der 
Steuer eine Vergütung gewährt. Die Vergütung be- 
trägt für die Einfuhr der in der Anlage 1 zum Um- 
satzsteuergesetz bezeichneten Gegenstände zwei 
vom Hundert, für die übrigen Einfuhren vier vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage für die Einfuhr 
(§11 des Umsatzsteuergesetzes). 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Einfuhr von Gegen- 
ständen, die in der Zeit vom 20. November 1968 
bis zum Zeitpunkt der Anwendung der §§ 2 bis 5 
ausgeführt worden sind. 

(3) Ist die Vergütung bei der Entrichtung der Ein- 
fuhrumsatzsteuer noch nicht gewährt worden, so 
wird Absatz 1 von der zuständigen Zollstelle nur 
auf Antrag angewendet. In dem Antrag ist die Num- 
mer des Belegs über die Festsetzung der Einfuhr- 
umsatzsteuer anzugeben. 

§ 2 

Steuergegenstand 

(1) Die Ausfuhr von Gegenständen, die ein Unter- 
nehmer im Sinne des § 2 des Umsatzsteuergesetzes 
in der Zeit vom . . . bis 31. März 1970 bewirkt, un- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen 

zur außenwirtschaftlichen Absicherung 

gemäß § 4 des Stabilitätsgesetzes 

(AbsichG) 

§ 1 

Vergütung für die Einfuhr 

(1) Entsteht in der Zeit vom 20. November 1968 
bis 31. März 1970 eine Einfuhrumsatzsteuerschuld, 
so wird dem Schuldner bei der Entrichtung der 
Steuer eine Vergütung gewährt. Die Vergütung be- 
trägt für die Einfuhr der in der Anlage 1 zum Um- 
satzsteuergesetz bezeichneten Gegenstände zwei 
vom Hundert, für die Einfuhr der übrigen Gegen- 
stände vier vom Hundert der Bemessungsgrundlage 
für die Einfuhr (§11 des Umsatzsteuergesetzes) ab- 
züglich des Betrages an Verbrauchsteuern. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Einfuhr von Gegen- 
ständen, die in der Zeit nach dem 19. November 1968 

ohne Erhebung der Sonderumsatzsteuer (§ 2) aus- 
geführt worden sind. 

(3) unverändert 


§ 2 

Steuergegenstand 

(1) Die Ausfuhr von Gegenständen, die ein Unter- 
nehmer im Sinne des § 2 des Umsatzsteuergesetzes 
in der Zeit vom 29. November 1968 bis 31. März 1970 
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Entwurf 

terliegt der Umsatzsteuer. Eine Ausfuhr von Gegen- 
ständen durch den Unternehmer liegt vor, 

1. wenn der Unternehmer eine Ausfuhrliefe- 
rung (§ 4 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes) 
bewirkt hat, 

2. wenn der Unternehmer einen Gegenstand 
zur gewerblichen Verwendung oder zum 
Zwecke der Veredelung durch einen ande- 
ren in das Ausland verbracht hat, 

3. wenn der Unternehmer eine Lohnverede- 
lung für ausländische Auftraggeber (§ 4 
Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes) bewirkt 
hat. 


(2) Absatz 1 Nr. 1 und 3 findet auch Anwendung, 
wenn der Abnehmer oder Auftraggeber nicht die 
Voraussetzungen eines ausländischen Abnehmers 
oder Auftraggebers im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 
und des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
erfüllt. 

(3) Werden in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
durch die Ausfuhr eines Gegenstandes mehrere 
Ausfuhrlieferungen bewirkt, so ist Unternehmer im 
Sinne des Absatzes 1 der Unternehmer, der die 
erste Ausfuhrlieferung bewirkt hat. Satz 1 ist in 
den Fällen des Absatzes 2 entsprechend anzuwen- 
den. 

(4) Die Vorschriften über den gesonderten Aus- 
weis der Steuer in einer Rechnung und über den 
Vorsteuerabzug (§ 14 Abs. 1 und § 15 des Umsatz- 
steuergesetzes) sind nicht anzuwenden. 


§ 3 

Bemessungsgrundlage 

(1) Die Bemessungsgrundlage ist 

1. in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 das ver- 
einbarte Entgelt, 
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bewirkt, unterliegt einer Sonderumsatzsteuer. Eine 
Ausfuhr von Gegenständen durch den Unternehmer 
liegt vor, 

1. unverändert 


2. wenn der Unternehmer eine Lohnverede- 
lung für ausländische Auftraggeber (§ 4 
Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes) bewirkt 
hat, 

3. wenn der Unternehmer einen Gegenstand 
zur gewerblichen Verwendung oder zum 
Zwecke der Veredelung durch einen an- 
deren in das Ausland verbracht hat, soweit 
nicht durch die Ausfuhr des Gegenstandes 
die Voraussetzungen der Nummer 1 oder 2 
bei einem anderen Unternehmer erfüllt 
sind. Eine Ausfuhr zur gewerblichen 
Verwendung liegt nicht vor, wenn der Ge- 
genstand erkennbar nur zur vorübergehen- 
den Verwendung im Ausland, insbeson- 
dere zu Beförderungszwecken, ausgeführt 
wird. Das gleiche gilt bei der Aus- 
fuhr von Gegenständen, die nur zur vor- 
übergehenden Verwendung oder nur zur 
Durchfuhr eingeführt worden sind und für 
die keine Einfuhrumsatzsteuerschuld ent- 
standen ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 und 2 findet auch Anwendung, 
wenn im Sinne der §§ 6 und 7 des Umsatzsteuerge- 
setzes ein ausländischer Abnehmer oder Auftrag- 
geber nicht vorhanden ist oder der Ausfuhrnachweis 
oder der buchmäßige Nachweis nicht erfüllt ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Absätze 1 bis 4 finden auf die Ausfuhr 
von Gegenständen in die Zollanschlüsse keine An- 
wendung, soweit diese Gegenstände dort verbleiben. 
Das gleiche gilt für die Ausfuhr der in § 4 Nr. 8 
und 17 des Umsatzsteuergesetzes bezeidineten Ge- 
genstände. 

§ 3 

Bemessungsgrundlage 

(1) Die Bemessungsgrundlage ist 

1. in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
das vereinbarte Entgelt. Dieses Entgelt 
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2. in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 der ge- 
meine Wert, 

3. in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 der ge- 
meine Wert des veredelten Gegenstandes. 

(2) Die Umsatzsteuer und die mit der Ausfuhr 
verbundenen Beförderungskosten einschließlich der 
mit der Beförderung zusammenhängenden Neben- 
kosten gehören nicht zur Bemessungsgrundlage. 

§ 6 


Die Vorschrift der §§ 1 und 2 sind auf die in 
der Anlage zu diesem Gesetz bezeichneten Gegen- 
stände nicht anzuwenden. 
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erhöht sich um die Bemessungsgrundlage 
für die Einfuhr eines Gegenstandes, der 
dem Unternehmer zur Bearbeitung oder 
Verarbeitung zur Verfügung gestellt wor- 
den ist, wenn für die Einfuhr des Gegen- 
standes eine Vergütung nach § 1 gewährt 
wurde. Werden Bearbeitungen oder Ver- 
arbeitungen von mehreren Unternehmern 
bewirkt, so ist die Hinzurechnung bei 
demjenigen Unternehmer vorzunehmen, 
der die erste Bearbeitung oder Verarbei- 
tung des eingeführten Gegenstandes vor- 
nimmt, 

2. in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 der ge- 
meine Wert. 

Nummer 3 entfällt. 

(2) unverändert 


§ 6 

Marktordnungswaren 

Die Vorschrift der §§ 1 und 2 sind auf die in 
der Anlage zu diesem Gesetz bezeichneten Gegen- 
stände nicht anzuwenden. 


§ 6a 

Freihafenverkehre 

(1) Steuerfrei ist die Ausfuhr eines Gegenstan- 
des, der im Rahmen eines zollamtlich bewilligten 
Freihafen-Veredelungs Verkehrs (§ 53 des Zollge- 
setzes vom 14. Juni 1961 — Bundesgesetzbl. I 
S. 737 — in der jeweils geltenden Fassung) oder 
einer zollamtlich besonders zugelassenen Freihafen- 
lagerung (§ 61 Abs. 2 des Zollgesetzes) in einen 
Freihafen verbracht wird, wenn der Gegenstand, 
der daraus hergestellte Gegenstand oder Ersatzgut 
(§ 53 Abs. 1 des Zollgesetzes) nachweislich in das 
Inland eingeführt wird oder sich bei Außerkraft- 
treten des Gesetzes noch im Freihafen befindet. 

(2) Eine Vergütung nach § 1 wird nicht gewährt, 
wenn ein Gegenstand wieder eingeführt wird, der 
im Rahmen eines zollamtlich bewilligten Freihafen- 
Veredelungs Verkehrs (§ 53 des Zollgesetzes) oder 
einer zollamtlich besonders zugelassenen Freihafen- 
lagerung (§ 61 Abs. 2 des Zollgesetzes) in einen 
Freihafen ausgeführt worden ist. Sie wird gleich- 
falls nicht gewährt für Gegenstände, die aus den in 
Satz 1 genannten Gegenständen hergestellt worden 
oder Ersatzgut (§ 53 Abs. 1 des Zollgesetzes) sind. 
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Übergangsregelung 
§ 6b 

In den Fällen des § 2 entsteht keine Steuerpflidit 
bei der Ausfuhr von Gegenständen, die in Erfüllung 
von vor dem 23. November 1968 abgeschlossenen 
Verträgen bewirkt worden ist. Steuerpflichtig sind 
jedoch 

1. Ausfuhren aufgrund von Verträgen, die am 
23. November 1968 keine endgültigen Preisab- 
sprachen enthielten (insbesondere Vorver- 
träge, Rahmenverträge, Verträge mit Preis- 
vorbehalts- oder Preisgleitklauseln oder mit 
Steuerklauseln) und 

2. Ausfuhren, die nach dem 23. Dezember 1968 
bewirkt worden sind. 


§ 7 

(1) Um die Erfassung der in § 2 bezeichneten Aus- 
fuhren sicherzustellen, kann der Bundesminister der 
Finanzen durch Reditsverordnung anordnen, daß 
der Ausführer (§ 8 Abs. 1 der Außenwirtschafts- 
verordnung vom 22. August 1961 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1381) der zuständigen Zollstelle zusammen mit 
der Vorlage des Ausfuhrscheins oder der Ausfuhr- 
kontrollmeldung (§ 8 Abs. 3 und § 15 Abs. 6 der 
bezeichneten Verordnung) die Angaben macht, die 
für die steuerliche Behandlung von Bedeutung sind. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

1. zu bestimmen, daß die Vorschriften der 
§§ 1 und 2 nicht mehr anzuwenden sind, 
oder 

2. die in diesem Gesetz festgelegten Vom- 
hundertsätze (§§ 1 und 4) gleichmäßig zu 
senken, 

wenn die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes drohen- 
den Gefahren außenwirtschaftlicher Störungen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts nicht mehr 
bestehen oder die gesamtwirtschaftliche Lage, ins- 
besondere die Erfordernisse eines hohen Beschäfti- 
gungsstandes und eines angemessenen Wirtschafts- 
wachstums, dies verlangt. 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister der Finanzen oder die 
von ihm beauftragte Stelle kann unbeschadet der 
Vorschrift des § 131 der Reichsabgabenordnung die 
Steuer gemäß § 2 im Einzelfall ermäßigen oder er- 
lassen, soweit der Unternehmer nachweist, daß er 
durch Entrichtung der vollen Steuer aufgrund von 
bereits am 23. November 1968 bestehenden Ver- 
trägen bei den in Betracht kommenden Einkunfts- 
arten im gesamten Veranlagungszeitraum einen 
Verlust erlitten hat. Soweit der Unternehmer im 
Verlauf des Veranlagungszeitraums durch Vorlage 
geeigneter Unterlagen einen voraussichtlichen Jah- 
resverlust aufgrund der Entrichtung der Steuer 
glaubhaft macht, kann der Bundesminister der Finan- 
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zen oder die von ihm beauftragte Stelle die Steuer 
stunden. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, um 
eine gleichmäßige Behandlung der Gegenstände 
sicherzustellen, die einer Marktordnung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft unterliegen, durch 
Rechtsverordnung die Anlage zu diesem Gesetz um 
diejenigen Gegenstände zu erweitern, die nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes einer solchen Markt- 
ordnung unterworfen werden. 
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